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Wahl der Abgeordneten zum 20. Deutschen Bun- 

destag am 26. September 2021 

Änderung der benötigten Unterstützungsunterschriften für Par- 

teien nach § 18 Abs. 2 Bundeswahlgesetz 

 
Zweite Bekanntmachung des Landeswahlleiters Thüringen vom 

9. Juni 2021 

 
 

Mit der am 9. Juni 2021 verkündeten Änderung des Bundeswahl- 

gesetzes wurde die Zahl der für Landeslisten und Kreiswahlvor- 

schläge erforderlichen Unterstützungsunterschriften auf Grund der 

Einschränkungen der COVID-19-Pandemie und der damit verbun- 

denen erschwerten Bedingungen auf jeweils ein Viertel reduziert. 

 
 

I. Landeslisten 

 
Eine Partei kann gemäß § 18 Absatz 5 Bundeswahlgesetz im Wahl- 

gebiet nur eine Landesliste einreichen. 

 
Landeslisten sind möglichst frühzeitig, spätestens am 19. Juli 

2021 bis 18.00 Uhr schriftlich beim Landeswahlleiter einzu- 

reichen. Landeslisten können gemäß § 18 Absatz 1 Bundeswahl- 

gesetz nur von Parteien eingereicht werden. 

 
Landeslisten von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in 

einem Landtag, seit deren letzter Wahl, nicht auf Grund eigener 

Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 

vertreten waren, müssen außerdem von mindestens 442 (vierhun- 

dertzweiundvierzig) Wahlberechtigten eigenhändig unterzeichnet 

sein. Die Wahlberechtigung der Unterzeichner eines Wahlvorschla- 

ges muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist 

bei Einreichung der Landesliste nachzuweisen. 

 
Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern, die vom Lan- 

deswahlleiter auf Anforderung kostenfrei geliefert werden, zu 

erbringen. 

 
Die Wahlberechtigten (§ 12 Bundeswahlgesetz), die eine Landes- 

liste unterstützen, müssen die Erklärung auf dem Formblatt persön- 

lich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind 

Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift des Unter- 

zeichners anzugeben. Für jeden Unterzeichner ist auf dem Form- 

blatt oder gesondert eine Bescheinigung des Wahlrechts von der 

Gemeindebehörde, bei der der Unterzeichner gemeldet ist, beizu- 

fügen. Gesonderte Wahlrechtsbescheinigungen sind von der Partei 

bei Einreichung der Landesliste mit den Unterstützungsunterschrif- 

ten zu verbinden. Die Bescheinigungen des Wahlrechts der Unter- 

zeichner müssen bei Einreichung der Landesliste vorliegen; sie kön- 

nen nach Ende der Einreichungsfrist nicht nachgereicht werden. 

 
 
 

II. Kreiswahlvorschläge 

 
Eine Partei kann gemäß § 18 Absatz 5 Bundeswahlgesetz in jedem 

Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen. 

 
Kreiswahlvorschläge sind möglichst frühzeitig, spätestens jedoch 

am 19. Juli 2021 bis 18.00 Uhr schriftlich beim Kreiswahlleiter 

einzureichen. 
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Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundestag 

oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eigener 

Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 

vertreten waren, müssen außerdem von mindestens 50 Wahlberech- 

tigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet 

sein. Die Wahlberechtigung der Unterzeichner eines Wahlvorschla- 

ges muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist 

bei Einreichung des Kreiswahlvorschlags nachzuweisen. 

 
Andere Kreiswahlvorschläge müssen gemäß § 20 Absatz 3 Bundes- 
wahlgesetz ebenfalls von mindestens 50 (fünfzig) Wahlberechtigten 

des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein, 

wobei drei Unterzeichner des Wahlvorschlags ihre Unterschriften auf 

dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten haben (§ 34 Absatz 3 Bun- 

deswahlordnung). 

 
Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 50 (fünfzig) Wahl- 

berechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften, sofern sie 

nicht auf dem Wahlvorschlag selbst zu leisten sind, auf amtlichen 

Formblättern, die vom Kreiswahlleiter auf Anforderung kostenfrei 

geliefert werden, zu erbringen. Bei der Anforderung sind Familien- 

name, Vornamen und Anschrift des vorzuschlagenden Bewerbers 

anzugeben. Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags sind 

außerdem bei Parteien deren Namen und, sofern sie eine Kurz- 

bezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvor- 

schlägen deren Kennwort anzugeben. Parteien haben ferner die 

Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer besonde- 

ren oder allgemeinen Vertreterversammlung nach § 21 Bundeswahl- 

gesetz zu bestätigen. 

 
Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, 

müssen die Erklärung auf dem Formblatt persönlich und hand- 

schriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Familienname, 

Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift des Unterzeichners anzu- 

geben. 

 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine 

Bescheinigung des Wahlrechts von der Gemeindebehörde, bei der 

der Unterzeichner im Wählerverzeichnis eingetragen ist, beizu- 

fügen. Gesonderte Wahlrechtsbescheinigungen sind vom Träger des 

Wahlvorschlags bei Einreichung des Kreiswahlvorschlags mit den 

Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Die Bescheini- gungen 

des Wahlrechts der Unterzeichner müssen bei Einreichung des 

Kreiswahlvorschlags vorliegen; sie können nach Ende der Ein- 

reichungsfrist nicht nachgereicht werden. 

 
 

Bei Änderungen der Rechtsgrundlagen nach dieser Bekannt- 

machung werden die entsprechend geänderten Gesetzesgrund- 

lagen obligat. 

 
 
 
 
 

Günter Krombholz 

Der Landeswahlleiter Thüringen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Landeswahlleiter 

Erfurt, 09.06.2021 
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